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Gemeinde Neukieritzsch
Landkreis Leipzig

Hauptsatzung der Gemeinde Neukieritzsch
Aufgrund von § 4 Abs. 2 in Verbindung mit § 28 Abs. 1 der Gemeindeordnung für den Frei-
staat Sachsen in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. März 2014 (SächsGVBl. S. 146), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. Dezember 2016 (SächsGVBl. S. 652), 
hat der Gemeinderat der Gemeinde Neukieritzsch am 28.05.2019 mit der Mehrheit der Stim-
men aller Mitglieder des Gemeinderates folgende Hauptsatzung beschlossen:

Beschluss - Nr.: 05/39-2019

Erster Teil 
Organe der Gemeinde

§ 1 
Organe der Gemeinde

Organe der Gemeinde sind der Gemeinderat und der Bürgermeister.

Erster Abschnitt 
Gemeinderat

§ 2 
Rechtstellung und Aufgaben des Gemeinderates

Der Gemeinderat ist die Vertretung der Bürger und das Hauptorgan der Gemeinde. Er führt 
die Bezeichnung Gemeinderat. Der Gemeinderat legt die Grundsätze für die Verwaltung der 
Gemeinde fest und entscheidet über alle Angelegenheiten der Gemeinde, soweit nicht der 
Bürgermeister kraft Gesetzes zuständig ist oder ihm der Gemeinderat bestimmte Angelegen-
heiten überträgt. Der Gemeinderat überwacht die Ausführung seiner Beschlüsse und sorgt 
beim Auftreten von Missständen in der Gemeindeverwaltung für deren Beseitigung durch den 
Bürgermeister.

§ 3 
Zusammensetzung des Gemeinderates

(1) Der Gemeinderat besteht aus den Gemeinderäten und dem Bürgermeister als Vorsitzen-
den.
(2) Die Zahl der Gemeinderäte bemisst sich nach § 29 Absatz 2 SächsGemO.

Ausschüsse des Gemeinderates

§ 4 
Beschließende Ausschüsse und deren Aufgabengebiete

(1) Es werden folgende beschließende Ausschüsse gebildet:
1. der Verwaltungs- und Finanzausschuss,
2. der Technische Ausschuss.
(2) Jeder dieser Ausschüsse besteht aus dem Bürgermeister und 9 weiteren Mitgliedern des 
Gemeinderates. Der Gemeinderat bestellt die Mitglieder und deren Stellvertreter in gleicher 
Zahl widerruflich aus seiner Mitte.
(3) Zur fachlichen Beratung können die beschließenden Ausschüsse sachkundige Einwohner 
in die Beratung einbeziehen. Sie haben jedoch kein Abstimmungsrecht.
(4) Den beschließenden Ausschüssen werden die in den §§ 5 und 6 bezeichneten Aufgaben-
gebiete zur dauernden Erledigung übertragen. 
Im Rahmen ihrer Zuständigkeit entscheiden die beiden beschließenden Ausschüsse anstelle 
des Gemeinderates. Innerhalb ihres Geschäftskreises sind die beschließenden Ausschüsse 
zuständig für:
1.  die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Auszahlungen von mehr als 5.000 EUR 

(netto), aber nicht mehr als 15.000 EUR (netto) im Einzelfall, soweit sie nicht innerhalb des 
Budgets gedeckt werden können,

Amtlicher Teil
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5. die Veräußerung von sonstigen Teilen des Anlagevermö-
gens im Buchwert von mehr als 2.000 EUR bis 5.000 EUR 
im Einzelfall)

6. alle übrigen Angelegenheiten, für die nicht nach § 6 Abs. 1 
der Technische Ausschuss zuständig ist.

§ 6 
Aufgaben des Technischen Ausschusses

(1) Die Zuständigkeit des Technischen Ausschusse umfasst fol-
gende Aufgabengebiete:
1. Bauleitplanung und Bauwesen (Hoch- und Tiefbau, Ver-

messung),
2. Versorgung und Entsorgung,
3. Straßenbeleuchtung, technische Verwaltung der Straßen, 

Bauhof, Fuhrpark,
4. Verkehrswesen,
5. Feuerlöschwesen sowie Katastrophen- und Zivilschutz,
6. Friedhofs- u. Bestattungsangelegenheiten,
7. technische Verwaltung gemeindeeigener Gebäude,
8. Sport-, Spiel-, Bade-, Freizeiteinrichtungen, Park- und 

Gartenanlagen,
9. Umweltschutz, Landschaftspflege und Gewässerunter-

haltung,
10. Verwaltung von gemeindlichen Liegenschaften einschließ-

lich der Waldbewirtschaftung, Jagd, Fischerei und Weide.
(2) Innerhalb des vorgenannten Geschäftskreises entscheidet 
der Technische Ausschuss über:
1. die Erklärung des Einvernehmens der Gemeinde bei der 

Entscheidung über:
a.) die Zulassung von Ausnahmen von der Verände-

rungssperre,
b.) die Zulassung von Ausnahmen und die Erteilung von 

Befreiungen von den Festsetzungen des Bebauungs-
planes,

c.) die Zulassung von Vorhaben während der Aufstellung 
eines Bebauungsplanes,

d.) die Zulassung von Vorhaben innerhalb der im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteile,

e.) die Zulassung von Vorhaben im Außenbereich, wenn 
die jeweilige Angelegenheit für die städtebauliche 
Entwicklung der Gemeinde nicht von grundsätzlicher 
Bedeutung oder von besonderer Wichtigkeit ist,

f.) die Teilungsgenehmigung,
2. die Stellungnahmen der Gemeinde zu Bauanträgen,
3. die Entscheidung über die Ausführung eines gemeindlichen 

Bauvorhabens (Baubeschluss) und die Genehmigung der 
Bauunterlagen, die Vergabe der Lieferungen und Leistun-
gen für die Bauausführung (Vergabebeschluss) sowie die 
Anerkennung der Schlussabrechnung (Abrechnungsbe-
schluss) bei voraussichtlichen bzw. tatsächlichen Gesamt-
kosten von nicht mehr als 50.000 EUR (netto)im Einzelfall,

4. Anträge auf Zurückstellung von Baugesuchen und von 
Teilungsgenehmigungen,

5. die Erteilung von Genehmigungen und Zwischenbescheiden 
für Vorhaben und Rechtsvorgänge nach dem zweiten Kapitel 
des Baugesetzbuches (besonderes Städtebaurecht).

6. die Veräußerung und dingliche Belastung, den Erwerb und 
Tausch von Grundeigentum oder grundstücksgleichen 
Rechten, wenn der Buchwert mehr als 2.000 EUR (netto), 
aber nicht mehr als 5.000 EUR (netto) im Einzelfall beträgt,

7. Verträge, über die Nutzung von Grundstücken oder be-
weglichen Vermögen bei einem jährlichen Miet- oder 
Pachtwert von mehr als 3.000 EUR (netto), aber nicht mehr 
als 6.000 EUR (netto) im Einzelfall, bei der Vermietung ge-
meindeeigener Wohnungen in unbeschränkter Höhe.

§ 7 
Beratende Ausschüsse und deren Aufgaben

(1) Beratende Ausschüsse werden gebildet, um eine „Angele-
genheit“ die einem beschließenden Ausschuss und auch dem 

2.  die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwen-
dungen von mehr als 5.000 EUR (netto), aber nicht mehr als 
15.000 EUR (netto) im Einzelfall, soweit die wirtschaftliche 
Verursachung noch nicht eingetreten ist und eine Deckung 
innerhalb eines Budgets nicht möglich ist,

3.  die Bestätigung der über- und außerplanmäßigen Aufwen-
dungen, soweit deren wirtschaftliche Verursachung bereits 
eigetreten ist, von mehr als 5.000 EUR (netto), aber nicht 
mehr als 15.000 EUR (netto) im Einzelfall, soweit sie nicht 
innerhalb des Budgets gedeckt werden können.

Die vorliegenden Wertgrenzen beziehen sich jeweils auf den ein-
heitlichen wirtschaftlichen Vorgang. Die Zerlegung eines solchen 
Vorgangs in mehrere Teile zur Begründung einer anderen Zu-
ständigkeit ist nicht zulässig. Bei voraussehbar wiederkehrenden 
Leistungen bezieht sich die Wertgrenze auf den Jahresbetrag.
(5) Ergibt sich, dass eine Angelegenheit für die Gemeinde von 
besonderer Bedeutung ist, können die beschließenden Aus-
schüsse die Angelegenheit dem Gemeinderat zur Beschluss-
fassung unterbreiten. Lehnt der Gemeinderat eine Behandlung 
ab, entscheidet der zuständige beschließende Ausschuss. 
(6) Der Gemeinderat kann jede Angelegenheit an sich ziehen 
und Beschlüsse der beschließenden Ausschüsse, solange sie 
noch nicht vollzogen sind, ändern oder aufheben. Der Gemein-
derat kann den beschließenden Ausschüssen allgemein oder 
im Einzelfall Weisungen erteilen.
(7) Von den Gemeinderatssitzungen sind Kopien der Nieder-
schriften anzufertigen, die allen Gemeinderäten zuzustellen sind.
(8) Angelegenheiten, deren Entscheidung dem Gemeinderat nach 
§ 41 Abs. 2 SächsGemO vorbehalten sind, sollen den beschlie-
ßenden Ausschüssen innerhalb ihres Aufgabengebietes zur Vor-
beratung zugewiesen werden. Anträge, die nicht vorberaten wor-
den sind, müssen auf Antrag des Vorsitzenden oder von 1/5 aller 
Mitglieder des Gemeinderates den zuständigen beschließenden 
Ausschüssen zur Vorberatung überwiesen werden.

§ 5 
Aufgaben des Verwaltungs- und Finanzausschusses

(1) Die Zuständigkeit des Verwaltungs- und Finanzausschusses 
umfasst folgende Aufgabengebiete:
1. Personalangelegenheiten, allgemeine Verwaltungsangele-

genheiten,
2. Finanz- und Haushaltswirtschaft einschließlich Abgaben-

angelegenheiten,
3. Schulangelegenheiten, Angelegenheiten nach dem Kin-

dertagesstättengesetz,
4. soziale und kulturelle Angelegenheiten,
5. Gesundheitsangelegenheiten,
6. Marktangelegenheiten,
(2) Innerhalb des vorgenannten Geschäftskreises entscheidet 
der Verwaltungs- und Finanzausschuss über:
1. die Ernennung, Einstellung, Höhergruppierung, Entlas-

sung und sonstige personalrechtliche Entscheidungen 
(z. B. Versetzungen) von Beamten der Laufbahngruppe 1 
und 2 bis einschließlich Besoldungsgruppe A 8 und von 
Beschäftigten der Entgeltgruppen 7 bis 9 TVöD, soweit es 
sich nicht um Aushilfsangestellte handelt,

2. die Bewilligung von nicht im Haushaltsplan einzeln aus-
gewiesenen Zuschüssen von mehr als 1.000 EUR, (netto) 
aber nicht mehr als 4.000 EUR (netto) im Einzelfall,

3. die Stundung von Forderungen von mehr als 2 Monaten 
bis zu 6 Monaten in unbeschränkter Höhe, von mehr als 6 
Monaten und von mehr als 2.000 EUR (netto) bis zu einem 
Höchstbetrag von 50.000 EUR (netto),

4. den Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde oder die Nie-
derschlagung solcher Ansprüche, die Führung von Rechts-
streitigkeiten und den Abschluss von Vergleichen, wenn 
der Verzicht oder die Niederschlagung, der Streitwert 
oder bei Vergleichen das Zugeständnis der Gemeinde im 
Einzelfall mehr als 1.000 EUR (netto), aber nicht mehr als  
5.000 EUR (netto) beträgt,
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7. die Bewilligung von nicht durch das Budget gedeckten 
Zuschüssen bis zu 1.000 EUR (netto) im Einzelfall.

8. die Stundung von Forderungen im Einzelfall bis zu zwei 
Monaten in unbeschränkter Höhe, bis zu sechs Monaten 
und bis zu einem Höchstbetrag von 2.000 EUR (netto).

9. den Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde und die Nieder-
schlagung solcher Ansprüche, die Führung von Rechts-
streitigkeiten und den Abschluss von Vergleichen, wenn 
der Verzicht oder die Niederschlagung, der Streitwert oder 
bei Vergleichen das Zugeständnis der Gemeinde im Ein-
zelfall nicht mehr als 1.000 EUR (netto) beträgt.

10. die Veräußerung und dingliche Belastung, der Erwerb und 
Tausch von Grundeigentum oder grundstücksgleichen 
Rechten im Buchwert bis zu 2.000 EUR (netto) im Einzel-
fall.

11. Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder be-
weglichem Vermögen bis zu einem jährlichen Miet- und 
Pachtwert von 3.000 EUR (netto).

12. die Veräußerung von sonstigen Teilen des Anlagevermö-
gens im Buchwert bis zu 2.000 EUR (netto) im Einzelfall.

13. die Bestellung von Sicherheiten, die Übernahme von 
Bürgschaften und von Verpflichtungen aus Gewähranträ-
gen und den Abschluss der ihnen wirtschaftlich gleich-
kommenden Rechtsgeschäfte, soweit sie im Einzelfall den 
Betrag von 2.000 EUR (netto) nicht übersteigen.

(3) Der Bürgermeister muss Beschlüssen des Gemeinderates 
widersprechen, wenn er der Auffassung ist, dass sie rechtswid-
rig sind; er kann ihnen widersprechen, wenn er der Auffassung 
ist, dass sie für die Gemeinde nachteilig sind. Der Widerspruch 
muss unverzüglich, spätestens jedoch binnen einer Woche nach 
Beschlussfassung gegenüber den Gemeinderäten ausgespro-
chen werden. Der Widerspruch hat aufschiebende Wirkung. 
Gleichzeitig ist unter Angabe der Widerspruchsgründe eine Sit-
zung einzuberufen, in der erneut über die Angelegenheit zu be-
schließen ist; diese Sitzung hat spätestens vier Wochen nach der 
ersten Sitzung stattzufinden. Ist nach Ansicht des Bürgermeis-
ters auch der neue Beschluss rechtswidrig, muss er ihm erneut 
widersprechen und unverzüglich die Entscheidung der Rechts-
aufsichtsbehörde über die Rechtmäßigkeit herbeiführen.

§ 10 
Stellvertretung des Bürgermeisters

Der Gemeinderat bestellt aus seiner Mitte 2 Stellvertreter des 
Bürgermeisters. Die Stellvertretung beschränkt sich auf die Fäl-
le der Verhinderung.

§ 11 
Gleichstellungsbeauftragte

(1) Der Gemeinderat bestellt einen Beauftragten für die Gleich-
stellung von Frau und Mann. Der Beauftragte ist ehrenamtlich 
tätig.
(2) Der Gleichstellungsbeauftragte wirkt auf die Verwirklichung 
des Grundrechtes der Gleichberechtigung von Frau und Mann 
im Zuständigkeitsbereich der Gemeinde hin.
(3) Der Gleichstellungsbeauftragte ist in der Ausübung seiner 
Tätigkeit unabhängig. Er hat das Recht, an den Sitzungen des 
Gemeinderates und der für seinen Aufgabenbereich zuständi-
gen Ausschüsse mit beratender Stimme teilzunehmen. Ein An-
trags- oder Stimmrecht steht dem Gleichstellungsbeauftrag-
ten dabei nicht zu. Die Gemeindeverwaltung unterstützt den 
Gleichstellungsbeauftragten bei der Erfüllung seiner Aufgaben.

Zweiter Teil 
Ortschaftsverfassung

§ 12 
Ortschaftsverfassung in Lippendorf - Kieritzsch und 
in Kahnsdorf, Goßzössen, Lobstädt, Deutzen

(1) In den Ortsteilen Lippendorf und Kieritzsch besteht eine Ort-
schaftsverfassung. 

Gemeinderat zur Beschlussfassung vorgelegt wird, fachlich 
vorzubereiten, anzuregen und an ihrer Durchführung mitzuwir-
ken. Die Mitwirkung von sachkundigen Einwohnern ist gege-
ben.
(2) Als beratender Ausschuss wird der Bauausschuss mit 9 Mit-
gliedern gebildet.
(3) Die Vorsitzenden der jeweiligen beratenden Ausschüsse 
werden unter Beachtung § 43 SächsGemO aus ihrer Mitte ge-
wählt.
(4) Durch Beschluss kann der Gemeinderat bestehende bera-
tende Ausschüsse mit der Vorbereitung einzelner Angelegen-
heiten beauftragen oder für ihre Vorberatung zusätzliche bera-
tende Ausschüsse bilden.

Zweiter Abschnitt 
Bürgermeister

§ 8 
Rechtsstellung des Bürgermeisters

(1) Der Bürgermeister ist Vorsitzender des Gemeinderates und 
Leiter der Gemeindeverwaltung.
Er vertritt die Gemeinde.
(2) Der Bürgermeister ist hauptamtlicher Beamter auf Zeit. Sei-
ne Amtszeit beträgt 7 Jahre.

§ 9 
Aufgaben des Bürgermeisters

(1) Der Bürgermeister ist für die sachgemäße Erledigung der 
Aufgaben und den ordnungsgemäßen Gang der Gemeindever-
waltung verantwortlich und regelt die innere Organisation der 
Gemeindeverwaltung. Er erledigt in eigener Zuständigkeit die 
Geschäfte der laufenden Verwaltung und die ihm sonst durch 
Rechtsvorschrift oder vom Gemeinderat übertragenen Aufga-
ben.
(2) Dem Bürgermeister werden folgende Aufgaben zur Erledi-
gung dauernd übertragen, soweit es sich nicht bereits um Ge-
schäfte der laufenden Verwaltung handelt:

1. Bewirtschaftung der Ansätze im Ergebnis- und Finanz-
haushalt innerhalb der durch den Haushaltsplan festge-
setzten Budgets mit Ausnahme der
a) Entscheidung über die Ausführung von Maßnahmen 

bei Gesamtkosten von mehr als 20.000 EUR (netto)
b) Vergabe von Aufträgen über Leistungen (Lieferungen 

und Dienstleistungen) bei Auftragswerten von mehr 
als 20.000 EUR (netto)

c) Vergabe der Bauleistungen bei Auftragswerten von 
über 20.000 EUR (netto) einschließlich der mit der 
Baumaßnahme zusammenhängenden und im Auf-
tragswert untergeordneten Leistungen.

2. die Zustimmung zu überplanmäßigen und außerplanmä-
ßigen Auszahlungen bis zu 5.000 EUR (netto) im Einzelfall 
soweit sie nicht innerhalb des Budgets gedeckt werden 
können.

3. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwen-
dungen bis zu 5.000 EUR (netto) im Einzelfall, soweit die 
wirtschaftliche Verursachung noch nicht eingetreten ist und 
eine Deckung innerhalb des Budgets nicht möglich ist.

4. die Bestätigung der über- und außerplanmäßigen Aufwen-
dungen, soweit deren wirtschaftliche Verursachung bereits 
eigetreten ist, bis zu 5.000 EUR (netto) im Einzelfall, und 
eine Deckung innerhalb des Budgets nicht möglich ist.

5. die Ernennung, Einstellung, Höhergruppierung, Entlas-
sung und sonstige personalrechtliche Entscheidungen 
von Beschäftigten der Entgeltgruppe 1 - 6,von Aushilfen, 
Beamtenanwärtern, Auszubildenden, Praktikanten und 
anderen in Ausbildung stehenden Personen.

6. die Gewährung von unverzinslichen Lohn- und Gehalts-
vorschüssen sowie von Unterstützungen und Arbeitge-
berdarlehen im Rahmen der vom Gemeinderat erlassenen 
Richtlinien.
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Dritter Teil 
Mitwirkung der Einwohner

§ 13 
Einwohnerversammlung

Eine Einwohnerversammlung gemäß § 22 SächsGemO ist an-
zuberaumen, wenn dies von den Einwohnern beantragt wird. 
Der Antrag muss unter Bezeichnung der zu erörternden Ange-
legenheiten schriftlich eingereicht werden (elektronische Form 
ist aber ausgeschlossen). Der Antrag muss von mindestens  
10 v.H. der Einwohner, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, 
unterzeichnet sein.

§ 14 
Einwohnerantrag

Der Gemeinderat muss Gemeindeangelegenheiten, für die er 
zuständig ist, innerhalb von drei Monaten behandeln, wenn 
dies von den Einwohnern beantragt wird. Der Antrag muss un-
ter Bezeichnung der zu behandelnden Angelegenheit schriftlich 
eingereicht werden (elektronische Form ist ausgeschlossen). 
Der Antrag muss von mindestens zehn v.H. der Einwohner, die 
das 16. Lebensjahr vollendet haben, unterzeichnet sein.

§ 15 
Bürgerbegehren

Die Durchführung eines Bürgerentscheides nach § 24 Sächs-
GemO kann schriftlich von Bürgern der Gemeinde beantragt 
werden (Bürgerbegehren).
Das Bürgerbegehren muss mindestens zehn vom Hundert der 
Bürger der Gemeinde unterzeichnet sein.

Vierter Teil 
Sonstige Vorschrift

§ 16  
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der Gemeinde Neukieritzsch 
vom 23.09.2008 in der Fassung der Änderungssatzung vom 
24.03.2009 außer Kraft

Neukieritzsch, den 29.05.2019

Thomas Hellriegel
Bürgermeister

Hinweise nach § 4 Abs. 4 der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Sachsen (SächsGemO)
Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO gelten Satzungen, die 
unter Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
SächsGemO zu Stande gekommen sind, ein Jahr nach ihrer 
Bekanntmachung als von Anfang gültig zu Stande gekommen. 
Dies gilt nicht, wenn
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt 

ist,
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Ge-

nehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt 
worden sind,

3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 Sächs-
GemO wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,

4. vor Ablauf der in § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO genannten 
Frist

Für die beiden Ortsteile Lippendorf und Kieritzsch wurde ein 
gemeinsamer Ortschaftsrat gebildet; Ortschaftsrat Lippendorf/
Kieritzsch.
Der Ortschaftsrat besteht aus 3 Ortschaftsräten.
(2) In den Ortsteilen Kahnsdorf, Großzössen und Lobstädt be-
steht eine gemeinsame Ortschaftsverfassung. Für die Ortsteile 
Kahnsdorf, Großzössen und Lobstädt wird ein gemeinsamer 
Ortschaftsrat; Ortschaftsrat Kahnsdorf/Großzössen/Lobstädt, 
gebildet. Der Ortschaftsrat besteht aus 5 Mitgliedern.
(3) Im Ortsteil Deutzen wird eine Ortschaftsverfassung ein-
geführt. Der Ortschaftsrat Deutzen, besteht bis zur nächsten 
Kommunalwahl aus den ehemaligen Mitgliedern des ehemali-
gen Gemeinderates Deutzen. 
Nach der Kommunalwahl 2019 besteht der Ortschaftsrat aus 5 
Ortschaftsräten.
(4) Die Ortschaftsräte wählen den Ortsvorsteher und einen oder 
mehrere Stellvertreter für seine Wahlperiode. Der Ortsvorsteher 
sowie der Ortschaftsrat arbeiten ehrenamtlich.
(5) Den Ortschaftsräten werden nach § 67 Abs. 1 SächsGemO 
im Rahmen der im Haushaltplan ausgewiesenen und vom Ge-
meinderat für die Ortschaften bereitgestellten Mittel folgende 
Angelegenheiten zur Entscheidung übertragen:

1. die Unterhaltung, Ausstattung und Benutzung der in der 
Ortschaft gelegenen öffentlichen Einrichtungen, deren Be-
deutung über die Ortschaft nicht hinausgeht (mit Ausnah-
me von Schulen),

2. die Festlegung der Reihenfolge der Arbeiten zum Um- und 
Ausbau sowie zur Unterhaltung und Instandsetzung von 
Straßen, Wegen und Plätzen, deren Bedeutung über die 
Ortschaft nicht hinausgeht (die Beleuchtungseinrichtun-
gen sind inbegriffen),

3. die Pflege des Ortsbildes sowie die Unterhaltung und Aus-
gestaltung der örtlichen Park- und Grünanlagen, deren Be-
deutung nicht wesentlich über die Ortschaft hinausgeht,

4. die Förderung von örtlichen Vereinen, Verbänden und 
sonstigen Vereinigungen in der Ortschaft,

5. Förderung und Durchführung von Veranstaltungen der Hei-
matpflege und des Brauchtums in der Ortschaft,

6. die Pflege von vorhandenen Partnerschaften und Paten-
schaften,

7. Informationen, Dokumentationen und Repräsentationen in 
Ortschaftsangelegenheiten.

Der Ortschaftsrat ist zu wichtigen Angelegenheiten der Ge-
meinde, die die Ortschaft betreffen oder von unmittelbarer Be-
deutung für die Ortschaft sind, zu hören, insbesondere bei der 
Aufstellung der ortschaftsbezogenen Haushaltsansätze, der 
Wahrnehmung der gemeindlichen Planungshoheit und der Ver-
mietung, Verpachtung oder Veräußerung der in der Ortschaft 
gelegenen öffentlichen Grundstücke. 
Er hat ein Vorschlagsrecht zu allen Angelegenheiten, die die 
Ortschaft betreffen.
(6) Der Ortschaftsrat Deutzen ist zu hören, sollten Bestimmun-
gen aus der Eingliederungsvereinbarung zwischen der Ge-
meinde Deutzen und der Gemeinde Neukieritzsch ganz oder 
teilweise rechtsunwirksam oder nicht durchführbar sein. Des 
Weiteren ist der Ortschaftsrat zu beteiligen, soweit sich her-
ausstellt, dass die Eingliederungsvereinbarung zwischen der 
Gemeinde Deutzen und der Gemeinde Neukieritzsch eine Re-
gelungslücke enthält. 
Dazu wird der Ortschaftsrat an einer Lösung mitwirken, wel-
che diese Regelungslücke, eine rechtlich unwirksame bzw. un-
durchführbare Regelung, durch eine angemessene Regelung 
ersetzt, welche dem am nächsten kommt, was die beteiligten 
Gemeinden gewollt haben oder nach dem Sinn und Zweck der 
Eingliederungsvereinbarung zwischen der Gemeinde Deutzen 
und der Gemeinde Neukieritzsch gewollt hätten, sofern sie 
beim Abschluss der Eingliederungsvereinbarung den Punkt 
bedacht hätten.
(7) Der Gemeinderat kann die Angelegenheiten im Einzelnen 
abgrenzen und dazu allgemeine Richtlinien erlassen.
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KomWO) aufzustellen und einzureichen. Sie müssen den 
Bestimmungen über Inhalt und Form der Wahlvorschläge 
in den §§ 6a bis 6e KomWG sowie § 16 KomWO entspre-
chen. Dem Wahlvorschlag sind die im § 16 Abs. 3 KomWO 
genannten Unterlagen beizufügen:
- Erklärung eines jeden Bewerbers, dass er der Aufnah-

me in den Wahlvorschlag unwiderruflich zustimmt und 
er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen Wahlvor-
schlag aufgestellt ist,

- Bescheinigung der zuständigen Gemeinde über die 
Wählbarkeit für jeden Bewerber,

- Ausfertigung der Niederschrift über die Mitglieder-/Ver-
treterversammlung zur Bewerberaufstellung einschließ-
lich der zugehörigen Versicherungen an Eides statt,

- Im Falle der Anwendung von § 6c Abs. 1 Satz 4 Kom-
WG eine von dem für den Landkreis oder die Gemeinde 
zuständigen Vorstand oder sonst Vertretungsberechtig-
te der Partei oder mitgliedschaftlich organisierten Wäh-
lervereinigung unterzeichnete schriftliche Bestätigung, 
dass die Voraussetzungen für dieses Verfahren vorlagen,

- beim Wahlvorschlag einer mitgliedschaftlich organi-
sierten Wählervereinigung oder einer Partei die gültige 
Satzung zum Nachweis der mitgliedschaftlichen Orga-
nisation, sofern diese nicht gemäß § 6 Abs. 3 des Par-
teiengesetzes beim Bundeswahlleiter hinterlegt ist,

- beim Wahlvorschlag einer nicht mitgliedschaftlich or-
ganisierten Wählervereinigung für jeden Unterzeichner 
des Wahlvorschlages eine Bescheinigung der zuständi-
gen Gemeinde über sein Wahlrecht.

Wählbar sind Bürger der Ortschaft Deutzen, sofern sie 
nicht nach § 31 Abs. 2 der Gemeindeordnung für den Frei-
staat Sachsen von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.
Bürger der Gemeinde/Ortschaft ist jeder Deutsche im Sin-
ne des Artikel 116 des Grundgesetzes, der das 18. Lebens-
jahr vollendet hat und seit mindestens drei Monaten in der 
Gemeinde/Ortschaft wohnt.

2. Als Bewerber einer Partei oder mitgliedschaftlich organi-
sierten Wählervereinigung kann in einem Wahlvorschlag 
nur benannt werden, wer in
- einer Versammlung der im Zeitpunkt ihres Zusammen-

tritts wahlberechtigten Mitglieder im Wahlgebiet (Mit-
gliederversammlung) oder

- einer Versammlung der aus ihrer Mitte gewählten Ver-
treter (Vertreterversammlung)

hierzu in geheimer Wahl gewählt worden ist. In gleicher Wei-
se ist die Reihenfolge der Bewerber festzulegen. Hierzu sind 
im Rahmen der Mitglieder- bzw. Vertreterversammlung für 
jeden Wahlkreis getrennte Wahlen durchzuführen. Jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu ge-
ben, sich und ihr Programm der Versammlung vorzustellen. 
Das Nähere über die Wahl von Vertretern für Vertreterver-
sammlungen, über die Einberufung und Beschlussfähigkeit 
der Versammlungen sowie über das Verfahren für die Wahl 
der Bewerber regeln die Parteien und mitgliedschaftlich or-
ganisierten Wählervereinigung durch ihre Satzungen.
Als Bewerber in Wahlvorschlägen nicht mitgliedschaftlich or-
ganisierter Wählervereinigungen kann nur benannt werden, 
wer in einer Versammlung der im Zeitpunkt ihres Zusam-
mentritts wahlberechtigten Angehörigen der Wählervereini-
gung von der Mehrheit der anwesenden Angehörigen hierzu 
gewählt worden ist. In gleicher Weise ist die Reihenfolge der 
Bewerber festzulegen. Mit dem Wahlvorschlag ist eine Nie-
derschrift über die Wahl der Bewerber mit Angaben zu Ort, 
Art und Zeit der Versammlung, Zahl der erschienen Stimm-
berechtigten und dem Ergebnis der Wahlen einzureichen. 
Außerdem haben der Leiter und zwei von der Versammlung 
festgelegte stimmberechtigte Teilnehmer an Eides statt zu 
versichern, dass die Bewerber in geheimer Wahl bestimmt 
wurden und die Bewerber Gelegenheit hatten, sich und ihr 
Programm der Versammlung vorzustellen.

1. die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstan-
det hat oder

2. die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift ge-
genüber der Gemeinde unter Bezeichnung des Sach-
verhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich 
geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach Ziffer 3 oder 4 geltend gemacht worden, 
so kann auch nach Ablauf der im § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO 
genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

Beschluss über die Festlegung  
des Wahltermins für die Ortschaftsratswahl  
Deutzen
Beschlussnummer: 05/40-2019
Als Wahltermin für die Ortschaftsratswahl Deutzen wird durch 
den Gemeinderat Neukieritzsch der 01.09.2019 festgelegt.
Abstimmungsergebnis:
Gesetzliche Anzahl der Mitglieder
des Gemeinderates: 25 und der Bürgermeister
davon anwesend: 20 und der Bürgermeister
Ja-Stimmen: 20
Nein-Stimmen: 1
Stimmenthaltungen: 0

Landkreis Leipzig
Gemeinde Neukieritzsch

Öffentliche Bekanntmachung der  
Durchführung der Wahl zum Ortschaftsrat  
in der Ortschaft Deutzen  
der Gemeinde Neukieritzsch am 01.09.2019

Zu wählen ist:
Anzahl 
Mitglieder

Höchstzahl 
Bewerber 
je Wahl-
vorschlag

Mindestzahl 
Unterstützungs-
unterschriften

Ortschafts-
rat Deut-
zen in der 
Gemeinde 
Neukie-
ritzsch

5 8 20

1. Abgrenzung Wahlgebiet
Wahlgebiet ist die Ortschaft Deutzen in der Gemeinde 
Neukieritzsch.

2. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen
1. Es ergeht hiermit die Aufforderung, Wahlvorschläge 

für diese Wahl
- frühestens am Tag nach dieser Bekanntmachung 

und bis
- spätestens am 27.06.2019; 18.00 Uhr

schriftlich einzureichen (die elektronische Form ist ausge-
schlossen) und zwar für die oben benannte Ortschaftsrats-
wahl beim Vorsitzenden des Gemeindewahlausschusses 
in 04575 Neukieritzsch, Schulplatz 3 der Gemeindeverwal-
tung Neukieritzsch.
Wahlvorschläge können von Parteien und Wählervereini-
gungen eingereicht werden. Jede Partei und jede Wähler-
vereinigung kann nur einen Wahlvorschlag einreichen.

Inhalt und Form der Wahlvorschläge
1. Die Wahlvorschläge sind unter Beachtung der gesetzlichen 

Vorschriften des Gesetzes über die Kommunalwahlen im 
Freistaat Sachsen (Kommunalwahlgesetz - KomWG) und 
der Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des 
Innern zur Durchführung des Gesetzes über die Kommu-
nalwahlen im Freistaat Sachsen (Kommunalwahlordnung -
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Unterstützungsunterschriften. Für nicht mitgliedschaftlich 
organisierte Wählervereinigungen gilt dies wieder unter 
der Maßgabe, dass der Wahlvorschlag zusätzlich von der 
Mehrheit der zum Zeitpunkt der Einreichung im Ortschafts-
rat für die Wählervereinigung vertretenen Gewählten un-
terzeichnet ist. Gemeinsame Wahlvorschläge mehrerer 
Parteien oder Wählervereinigungen bedürfen dann der 
Unterstützungsunterschriften, wenn dies für mindestens 
einen Wahlvorschlagsträger erforderlich ist.
Die Ortschaftsratswahl Deutzen wird gemäß § 57  
Abs. 2 KomWG organisatorisch mit der Landtagswahl 
in Sachsen verbunden.

Neukieritzsch, den 29.05.2019

Thomas Hellriegel
Bürgermeister

3. Die Wahlvorschläge von Parteien und mitgliedschaftlich 
organisierten Wählervereinigungen sind von dem für das 
Wahlgebiet zuständigen Vorstand oder sonst Vertretungs-
berechtigten eigenhändig zu unterzeichnen. Besteht der 
Vorstand oder sonst Vertretungsberechtigte aus mehr als 
drei Mitgliedern, genügt die Unterschrift von drei Mitglie-
dern, darunter die des Vorsitzenden oder seines Stellver-
treters.
Die Wahlvorschläge von nicht mitgliedschaftlich organi-
sierten Wählervereinigungen sind von drei wahlberechtig-
ten Angehörigen der Vereinigung, die an der Versammlung 
zur Bewerberaufstellung teilgenommen haben, eigenhän-
dig zu unterzeichnen.

4. Gemeinsame Wahlvorschläge mehrerer Parteien oder 
Wählervereinigungen erfordern jeweils drei Unterschriften 
nach § 6a Abs. 4 KomWG für jeden der beteiligten Wahl-
vorschlagsträger. Die Wahlvorschlagsträger haben unab-
hängig voneinander jeder ein Aufstellungsverfahren nach 
§ 6c KomWG durchzuführen.

Vordrucke
Die Vordrucke für Wahlvorschläge, Zustimmungserklärungen, 
Wählbarkeits- und Wahlrechtsbescheinigungen, Niederschrif-
ten über die Mitglieder-/Vertreterversammlungen zur Bewer-
beraufstellung einschließlich zugehöriger eidesstattlicher 
Versicherungen sind während der allgemeinen üblichen Öff-
nungszeiten erhältlich.
Gemeindeverwaltung Neukieritzsch, Schulplatz 3 in 04575 
Neukieritzsch; Zimmer 105
Hinweise auf Unterstützungsunterschriften
1. Jeder Wahlvorschlag muss entsprechend der unter Punkt 1. 

angegebenen Mindestzahl von Wahlberechtigten des 
Wahlgebietes, die keine Bewerber des Wahlvorschlages 
sind, unterstützt werden (Unterstützungsunterschriften). 
Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unter-
zeichnung des Wahlvorschlags gegeben sein. Die Unter-
stützungsunterschrift muss vom Wahlberechtigten bei 
der zuständigen Gemeindeverwaltung auf einem Unter-
schriftsformblatt unter Angabe von Familienname, Vor-
name, Geburtsdatum und Anschrift der Hauptwohnung 
sowie des Tages der Unterschrift eigenhändig geleistet 
werden. Ein Wahlberechtigter kann für dieselbe Wahl nur 
für einen Wahlvorschlag eine Unterstützungsunterschrift 
leisten. Hat ein Wahlberechtigter für dieselbe Wahl für 
mehrere Wahlvorschläge eine Unterstützungsunterschrift 
geleistet, sind alle seine Unterschriften ungültig. Eine ge-
leistete Unterstützungsunterschrift kann nicht zurückge-
nommen werden.

2. Die Unterstützungsunterschriften können nach Einreichung 
des Wahlvorschlags im Einwohnermeldeamt der Gemein-
de Neukieritzsch in 04575 Neukieritzsch, Schulplatz 3
während folgender Zeiten:
montags 09.00 - 12.00 Uhr
dienstags 09.00 - 12.00 Uhr und 13.00 - 18.00 Uhr
mittwochs geschlossen
donnerstags 09.00 - 12.00 Uhr und 13.00 - 17.00 Uhr
freitags 09.00 - 12.00 Uhr
und am 27.06.2019 bis 18.00 Uhr, geleistet werden.
Die Wahlberechtigen haben sich auf Verlangen auszuwei-
sen. Wahlberechtigte, die infolge Krankheit oder wegen ei-
ner körperlichen Beeinträchtigung gehindert sind, die Ge-
meindeverwaltung aufzusuchen, können die Unterstützung 
durch Erklärung vor einem Beauftragten der Gemeindever-
waltung ersetzen. Dies haben sie beim Vorsitzenden des 
Gemeindewahlausschusses spätestens bis 20.06. 2019 
schriftlich zu beantragen; dabei sich die Hinderungsgrün-
de glaubhaft zu machen.

3. Darüber hinaus bedarf auch der Wahlvorschlag einer Par-
tei oder Wählervereinigung für eine Ortschaftsratswahl, die 
aufgrund eines eigenen Wahlvorschlages seit der letzten 
regelmäßigen Wahl im Ortschaftsrat vertreten ist, keiner 
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